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Mitglieder der Antragskommission 

Vom Landesvorstand benannte Mitglieder: 

Mike Schubert (Vorsitzender) 

Katrin Lange 

Von den Unterbezirken benannte Mitglieder: 

Henrike Blaum Barnim 

Sonja Eichwede Brandenburg an der Havel 

Martina Münch Cottbus 

Jens Lehmann Dahme-Spreewald 

Barbara Hackenschmidt Elbe-Elster 

Dietrich Hanschel Frankfurt (Oder) 

Martin Gorholt Havelland 

Gernot Schmidt Märkisch-Oderland 

Christopher Gordjy Oberhavel 

Wolfgang Roick Oberspreewald-Lausitz 

Christiane Barcikowski Oder-Spree 

Paul Schulz Ostprignitz-Ruppin 

Ulrike Häfner Potsdam 

Robert Dambon Potsdam-Mittelmark 

Malte Hübner-Berger Prignitz 

Hermann Kostrewa Spree-Neiße 

Dirk Bürger Teltow-Fläming 

Thomas Bernstein Uckermark 

  

 

  



Der Antragsschluss für den außerordentlichen Landesparteitag in Potsdam  

am 1 5. November 201 9 war gemäß Beschluss des Landesvorstandes am 8. November 201 9, 

1 0:00 Uhr.  

Nach § 1 1  Abs. 5 der Satzung der SPD Brandenburg besteht die Antragskommission aus je 

einer bzw. einem Mitglied der 1 8 Unterbezirke und zwei vom Landesvorstand zu 

benennenden Mitgliedern. 

Die Antragskommission hat am 20. September 201 6 getagt und legt ihre Stellungnahme 

fristgemäß den Delegierten und antragstellenden Organisationsgliederungen vor. 

Für den Inhalt der Anträge sind die jeweiligen Antragstellenden verantwortlich. 

  



INHALTSVERZEICHNIS MIT VOTEN DER ANTRAGSKOMMISSION 

LEITANTRÄGE 

01 /III/201 9          

Zusammenhalt, Nachhaltigkeit, Sicherheit – Ein neues Kapitel für Brandenburg 

Gemeinsamer Koalitionsvertrag von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen 

AntragstellerInnen: Landesvorstand 

Empfehlung der Antragskommission: Annahme 

 

ORGANISATIONSPOLITIK 

02/III/201 9          

Der Antrag 80/II/201 8 "Trennung von Amt und Mandat" wird auf diesem a. o. 

Landesparteitag zur Abstimmung gestellt 

AntragstellerInnen: Vorstand der SPD Dahme-Spreewald, Vorstand der SPD Teltow-Fläming, 

Jusos Brandenburg 

Empfehlung der Antragskommission: Ablehnung 

 

Ä01  zum 02/III/201 9 

AntragstellerInnen: Jusos Brandenburg 

Empfehlung der Antragskommission: Ablehnung 

 



AUßERORDENTLICHER LANDESPARTEITAG DER SPD BRANDENBURG, 15.11.2019
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02/III/2019

Vorstand der SPD Dahme-Spreewald, Vorstand der SPD

Teltow-Fläming, Jusos Brandenburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Antrag 80/II/2018 „Trennung von Amt und

Mandat“ wird auf diesem a. o. Landesparteitag zur

Abstimmung gestellt

Die SPD Brandenburg führt die Trennung von Amt

und Mandat für die Ministerinnen und Minister der

Landesregierung ein.

Der Ministerpräsident wird von der Regelung ausge-

nommen.

Begründung

Die Überweisung des Antrages 80/II/2018 an den Lan-

desvorstand und den Landesausschuss erfolgte mit der

Zusicherung, dass es im ersten Quartal 2019 eine ge-

meinsame Sitzung der Gremien unter Beteiligung der

Unterbezirksvorsitzenden der antragsstellenden Glie-

derungen, die über die übliche beratende Teilnahme

hinausgeht, gibt. Dies ist nicht erfolgt.

Ablehnung

Die Antragskommission empfiehlt das Anliegen,

gemäß der bestehenden Beschlusslage, in einer ge-

meinsamen Arbeitsgruppe des Landesvorstandes und

Landesausschusses zu diskutieren. Die Ergebnisse sind

spätestens bis zum Landesparteitag 2020 vorzulegen.
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Ä01 zum 02/III/2019

Jusos Brandenburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 1, Zeile 13 f., Streichen

Streiche den Satz: „Der Ministerpräsident wird von der

Regelung ausgenommen.“

Ablehnung

Die Antragskommission empfiehlt das Anliegen, gemäß

der bestehenden Beschlusslage, in einer gemeinsamen

Arbeitsgruppe des Landesvorstandes und Landesaus-

schusses zu diskutieren. Die Ergebnisse sind spätestens

bis zum Landesparteitag 2020 vorzulegen.
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